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Vorschlag für die EUROPÄISCHE KOMMISSION Brüssel, den 20.12.2011 
1. Geltungsbereich der Richtlinie ( v.a. ANHANG III )
…....................................................................
Vorbemerkung
Bei der Diskussion dieser Richtlinie mit Bezug auf Wasser wurden in den Medien zwei Bedingungen genannt, die auf jeden Fall zur Ausschreibungspflicht führen:

1. DieVergabestelle (Stadtwerk) hat einen Umsatz von mehr als 20% außerhalb der Kommune

2. Die Vergabestelle ist teilprivatisert. Siehe Artikel 15.

Nach Auskunft von K.-D- Schwettscher (Verdi) wisse Hamburg Wasser selbst nicht, woran es nun sei, bei den el. Netzen mauert UHUN m.E. 

…........................................................................................................................................................
Im Bereich von Gas und Wärme: …

Im Bereich der Elektrizität ...   die Bereitstellung und das Betreiben fester Netze 

Im Bereich der Wasserversorgung …
Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Bereitstellung und dem Betrieb von Netzen 

zur Versorgung der Öffentlichkeit im Bereich des Verkehrs per Schiene, automatische Systeme, Straßenbahn, Trolleybus, Bus oder Kabel
Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Nutzung eines geografisch abgegrenzten 

Gebiets mit dem Zweck, für Luft-,See- oder Binnenschifffahrts-Verkehrsunternehmen Flughäfen, See-oder Binnenhäfen oder andere Terminaleinrichtungen bereitzustellen. 

Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Erbringung von 

(a) Postdiensten … (b) anderen Diensten

Tätigkeiten zu folgenden Zwecken: 

(a)
Förderung von Öl oder Gas, 
(b)
Aufsuchen von Kohle und anderen festen Brennstoffen …
Sie soll teilweise für Dienstleistungskonzessionen auf dem Gebiet der Forschung und Entwicklung gelten. 
Nur im Text, nicht in der Aufzählung der Gültigkeitsbereiche finden sich (S. 15) die „sogenannten personenbezogenen Dienstleistungen z. B. im Sozial-, Gesundheits- oder Bildungsbereich, …, für diese sollten daher eigene Regelungen gelten, die der Tatsache Rechnung tragen, dass sie neu reguliert werden.“
Schwellenwert

Diese Richtlinie gilt für [] Konzessionen, wenn ihr Vertragswert mindestens 5 000 000 EUR beträgt.
…
2. Begründungen
Diese Regelungslücke bei Baukonzessionen und Dienstleistungskonzessionen beschränkt den Zugang europäischer Unternehmen – vor allem kleiner und mittlerer Unternehmen – zu den mit Konzessionen verbundenen wirtschaftlichen Möglichkeiten. 

Wirtschaftsteilnehmer [] können daher oft nicht von ihren Rechten im Binnenmarkt Gebrauch machen und wichtige wirtschaftliche Chancen verpassen, und Behörden können öffentliche Mittel möglicherweise nicht so einsetzen, dass die EU-Bürger von hochwertigen Leistungen zu bestmöglichen Preisen profitieren. 

… aber wenn ein öffentlicher Auftraggeber beschließt, externe Auftragnehmer mit diesen Aufgaben zu betrauen, muss der tatsächliche Marktzugang aller Wirtschaftsteilnehmer in der EU sichergestellt sein. 
...

Eine Legislativinitiative im Bereich der Konzessionen zur Schaffung eines EU-Rahmens zur Förderung öffentlich-privater Partnerschaften beitragen könnte. 
Im zu beschließenden Gesetz selbst steht dazu: 
Bestimmte Koordinierungsbestimmungen sollten auch für die Vergabe von Bau- und 

Dienstleistungskonzessionen im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste gelten, da die nationalen Behörden das Verhalten von Unternehmen in diesen Branchen beeinflussen können und die betreffenden Märkte dadurch abgeschottet werden, dass die Mitgliedstaaten besondere oder ausschließliche Rechte für die Netzeinspeisung und die Bereitstellung bzw. den Betrieb der Netze zur Erbringung der betreffenden Dienstleistungen gewähren.
S. 15

Bei sogenannten personenbezogenen Dienstleistungen z. B. im Sozial-, Gesundheits- oder 

Bildungsbereich … sollten daher eigene Regelungen gelten, die der Tatsache Rechnung tragen, dass sie neu reguliert werden.
Angesichts einer sehr angespannten Haushaltslage und wirtschaftlicher Schwierigkeiten in vielen EU-Mitgliedstaaten ist eine effiziente Verwendung öffentlicher Mittel von besonderer Bedeutung.

3. Für internationales Kapital: besserer Zugang zu den Konzessionsmärkten, weitgehende Privatisierung 

[Es sollen] im Wesentlichen zwei Ziele verfolgt werden: Erhöhung der Rechtssicherheit und Gewährleistung eines besseren Zugangs zu den Konzessionsmärkten für alle Unternehmen in Europa.
[Wirtschaftsteilnehmer sind] Wettbewerbsbedingungen ausgesetzt und können daher wirtschaftliche Chancen verpassen.

[Gegen] ungerechtfertigte Hindernisse für grenzüberschreitende Tätigkeiten.  

Die vorgeschlagene Richtlinie soll Transparenz, Fairness und Rechtssicherheit im Rahmen der Konzessionsvergabe garantieren und so zu besseren Investitionsmöglichkeiten … führen
… ein Mangel an Rechtssicherheit und eine Abschottung der Märkte – können ohne eine Intervention auf angemessener Ebene voraussichtlich nicht behoben werden. Eine Intervention der EU [in Form dieser Richtlinie] ist daher erforderlich.
Artikel 24  Vertraulichkeit 
Unbeschadet der Bestimmungen dieser Richtlinie oder des nationalen Rechts betreffend den Zugang zu Informationen und unbeschadet der Verpflichtungen zur Bekanntmachung vergebener Aufträge und der Unterrichtung der Bewerber und Bieter gemäß den Artikeln 27 und 35 dieser Richtlinie gibt ein öffentlicher Auftraggeber keine ihm von den Wirtschaftsteilnehmern übermittelten und von diesen als vertraulich eingestuften Informationen weiter, wozu insbesondere technische und handelsbezogene Geschäftsgeheimnisse sowie die vertraulichen Aspekte der Angebote selbst gehören. 
4. Für Kommunen: Einschränkungen der Wahlfreiheit, der Zuschlagskriterien und der Ausschlusskriterien 

Vom Souverän zum abhängigen Juror
Der Vorschlag soll den Zugang der Wirtschaftsteilnehmer zu den Konzessionsmärkten entscheidend verbessern. Insbesondere sollen die Bestimmungen die Transparenz und Fairness der Vergabeverfahren erhöhen, indem sie die Wahlfreiheit der öffentlichen Auftraggeber und Vergabestellen hinsichtlich Fragen wie der vorherigen und nachträglichen Veröffentlichung, der Verfahrensgarantien und der anwendbaren Auswahl- und Zuschlagskriterien sowie der von den Bietern einzuhaltenden Fristen begrenzen. Zudem soll es für die Wirtschaftsteilnehmer einfacher werden, den Rechtsweg zu beschreiten, um Verstöße gegen diese Bestimmungen zu verhindern oder dagegen vorzugehen. 
Zuschlagskriterien: 

Der Vorschlag sieht die Verpflichtung vor, objektive Kriterien anzuwenden, die mit dem Konzessionsgegenstand im Zusammenhang stehen und die Einhaltung der Grundsätze der Transparenz, Nichtdiskriminierung und Gleichbehandlung garantieren, um sicherzustellen, dass die Angebote unter wirksamen Wettbewerbsbedingungen bewertet werden und die öffentlichen  Auftraggeber und Vergabestellen ermitteln können, welches Angebot für sie das wirtschaftlich günstigste ist. 
Diese Bestimmungen beschränken die Auswahlkriterien jedoch auf Kriterien, die die wirtschaftliche, finanzielle und technische Leistungsfähigkeit der Bieter betreffen, und grenzen 

zudem den Umfang der akzeptablen Ausschlusskriterien ein. 
Artikel 36 
Auswahl und qualitative Bewertung der Bewerber 
...
(h)
Technische und berufliche Leistungsfähigkeit. 

Die öffentlichen Auftraggeber beschränken jegliche Teilnahmebedingungen auf 

Bedingungen, anhand deren sichergestellt werden kann, dass ein Bewerber oder 

Bieter über die erforderlichen rechtlichen und finanziellen Möglichkeiten sowie über die erforderlichen wirtschaftlichen und technischen Fähigkeiten verfügen, um die zu 

vergebende Konzession auszuführen. 

Alle Anforderungen müssen mit dem Vertragsgegenstand im Zusammenhang und mit diesem in einem absolut angemessenen Verhältnis stehen und der Notwendigkeit, einen echten Wettbewerb 

zu gewährleisten, Rechnung tragen. 
Artikel 7 
Allgemeine Grundsätze 
Öffentliche Auftraggeber und Vergabestellen behandeln alle Wirtschaftsteilnehmer in gleicher und nichtdiskriminierender Weise und handeln transparent und verhältnismäßig. Das Konzessionsvergabeverfahren darf nicht mit der Zielsetzung konzipiert werden, es vom Anwendungsbereich dieser Richtlinie auszunehmen oder den Wettbewerb künstlich zu beschränken. 
Es sollte daher festgelegt werden, dass sich die Auswahlkriterien ausschließlich auf die technische, finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Wirtschaftsteilnehmer beziehen, in der Konzessionsbekanntmachung aufgeführt werden und einen Wirtschaftsteil- nehmernicht daran hindern sollten, die Leistungen anderer Unternehmen einzubeziehen, unabhängig davon, welche rechtlichen Beziehungen zwischen ihm und diesen Unternehmen bestehen, sofern er dem öffentlichen Auftraggeber bzw. dem Auftraggeber gegenüber nachweisen kann, dass ihm die erforderlichen Mittel zur Verfügung stehen werden.
5. Zusammenfassung

Mit dieser Richtlinie sollen die z.T. noch bestehenden freien Entscheidungen der Kommunen im Konzessionsbereich - und darüber hinaus - weitestgehend beseitigt werden. Das Ziel ist die Unterwerfung staatlicher/kommunaler Bereiche unter die Regie von Kapital, zumeist in der Form von PPP. Die freie Selbstverwaltung verschwindet zugunsten eines Systems der Kapitalkonkurrenz. Auf dieses System hat der Bürger keinen Einfluss mehr. 

Insbesondere werden solche Vergabekriterien ausgeschlossen:

· Förderung der lokalen Wirtschaft

· Bevorzugung bürger- oder gemeindenaher Wirtschaftseinrichtungen wie Genossenschaften

· Bevorzugung von Wirtschaftsunternehmen mit guten Standards: eine Bedingung wie

'tarifvertragliche Bindung des Gesamtunternehmers und aller Subunternehmer' oder 'Löhne nach deutschen Tarifverträgen' werden durch die Bindung an 'Arbeiten' und 'Leistungen' ausgeschlossen

· Demokratische Kontrolle, wie sie im Abstimmungstext der Netze-Volksinitiative steht, oder Arbeiterselbstverwaltung darf kein Kriterium sein

Bürger- oder Volksentscheide haben in diesem System keinen Platz.

Unklar ist mir, inwieweit noch Nischen der kommunalen Selbständigkeit erhalten bleiben.


